
875

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1955 Ausgegeben am 12. August 1955 43. Stück

166. Verordnung: 3. Durchführungsverordnung zum Ersten Verstaatlichungs-Entschädigungsgesetz.
1 6 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens über die Abänderung der Inter-

nationalen Meterkonvention nebst Reglement.
168. Kundmachung: Neuerliche Abänderung von Fristen, die im Übereinkommen zwischen der österreichischen

Bundesregierung und der italienischen Regierung über den Vermögenstransfer der Südtiroler Rückoptanten
vorgesehen sind.

166. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 2. August 1955 über die
Grundentschädigung für Anteilsrechte, die
mit dem 2. Verstaatlichungsgesetz zugunsten
des Bundeslandes Oberösterreich verstaatlicht
worden sind (3. Durchführungsverordnung
zum Ersten Verstaatlichungs-Entschädigungs-

gesetz).
Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Ersten

Verstaatlichungs-Entschädigungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1954, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Betriebe und nach Anhörung des entschä-
digungspflichtigen Bundeslandes Oberösterreich
verordnet:

Die Höhe der Grundentschädigung nach § 10
Abs. 1 des Ersten Verstaatlichungs-Entschädi-
gungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1954, wird für die
zugunsten des Bundeslandes Oberösterreich ver-
staatlichten Anteilsrechte an der Oberösterreichi-
schen Kraftwerke Aktiengesellschaft, Linz, mit
dem Viereinhalbfachen des Nennwertes, auf den
die verstaatlichten Anteilsrechte am 10. Mai 1947
gelautet haben, in Schillingen festgesetzt.

Kamitz

1 6 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 16. Juli 1955, betreffend den Geltungs-
bereich des Internationalen Übereinkommens
vom 6. Oktober 1921, BGBl. Nr. 46/1927,
über die Abänderung der Internationalen
Meterkonvention nebst Reglement vom

20. Mai 1875.
Auf Grund einer Mitteilung des französischen

Außenamtes findet das Internationale Überein-
kommen vom 6. Oktober 1921 über die Abände-
rung der Internationalen Meterkonvention vom
20. Mai 1875 auf nachstehende Staaten An-
wendung :

Argentinien, Australien, Belgien, Brasilien,
Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Chile,
Dänemark, Dominikanische Republik, Finnland,
Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien,
Japan, Jugoslawien, Kanada, Mexiko, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Peru, Polen, Por-

tugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Spanien,
Thailand, Tschechoslowakei, Türkei, Ungarn,
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
Uruguay, Vereinigte Staaten von Amerika.

Raab

168. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 19. Juli 1955, betreffend die neuerliche
Abänderung von Fristen, die im Überein-
kommen zwischen der österreichischen Bun-
desregierung und der italienischen Regierung
über den Vermögenstransfer der Südtiroler

Rückoptanten vorgesehen sind.

Durch Notenwechsel zwischen der österreichi-
schen Botschaft in Rom und dem Italienischen
Außenministerium am 21. April/10. Juni 1955
sind die im Übereinkommen zwischen der öster-
reichischen Bundesregierung und der italieni-
schen Regierung über den Vermögenstransfer
der Südtiroler Rückoptanten, BGBl. Nr. 220/
1950, und im Notenwechsel zwischen dem Bun-
deskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten und
der italienischen Gesandtschaft, betreffend den
Vermögenstransfer der Südtiroler Rückoptanten,
die nicht nach Österreich abgewandert sind,
BGBl. Nr. 204/1952, vorgesehenen Fristen, die
zuletzt mit Notenwechsel vom 8. Juli 1954,
BGBl. Nr. 226/1954, verlängert wurden, abge-
ändert worden wie folgt:

I. Für abgewanderte Rückoptanten:
1. Die im Art. 3 Abs. 1 und 2 des Transfer-

abkommens vorgesehene Frist bis zum 31. März
1956;

2. Die im Art. 3 Abs. 4 des Transferabkom-
mens vorgesehenen Fristen

a) für die Klärung der Staatsbürgerschaft bis
zum 31. Dezember 1955,

b) für die Stellung der Anträge zur Termin-
erstreckung bis zum 31. März 1956;

3. Die im Art. 8 des Transferabkommens vor-
gesehene Frist bis zum 31. Dezember 1956.

II. Für nicht abgewanderte Rückoptanten
gelten die unter T. Z. 1 und 3 angeführten Frist-
verlängerungen.

Raab
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